
Beschluss 
des Gemeinsamen Bundesausschusses über 
eine Änderung der Geschäftsordnung (GO): 
Verfahrensregelungen zur Reaktion auf 
regionale pandemische Beschränkungskonzepte

Vom 28. Mai 2020 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat in schriftlicher Abstimmung am 28. Mai 2020 
beschlossen, die Geschäftsordnung (GO) in der Fassung vom 17. Juli 2008 (BAnz. S. 3256), 
zuletzt geändert am [T. Monat JJJJ] (BAnz. [S. XX XXX) zuletzt geändert am [T. Monat JJJJ] 
(BAnz. [S. XX XXX) wie folgt zu ändern:  

I. In § 9 wird nach Absatz 2 folgender Absatz 2a eingefügt:

(2a) Hat eine Gebietskörperschaft oder eine andere nach dem Infektionsschutzgesetz 
zuständige Behörde ein auf regional hohe Neuinfektionszahlen reagierendes 
Beschränkungskonzept erlassen, kann der Gemeinsame Bundesausschuss von Amts wegen 
oder auf Antrag des für die betroffene Gebietskörperschaft zuständigen Landes, der 
Unparteiischen, der Trägerorganisationen oder der anerkannten Patientenorganisationen in 
Abhängigkeit von der Art des pandemischen Ausbruchsgeschehens zur Eindämmung und 
Bewältigung der Infektionen oder zum Schutz der Einrichtungen der Krankenversorgung vor 
Überlastung notwendige und erforderliche Ausnahmen von seinen Rechtsnormen zulassen. 
Diese Ausnahmen sind räumlich begrenzt und zeitlich befristet, ihr Inhalt und Umfang 
bestimmt sich nach den konkreten örtlichen Gegebenheiten. Die Beschlussfassung kann im 
schriftlichen Verfahren erfolgen; dem zuständigen Land ist unabhängig davon, ob es einen 
Antrag nach Satz 1 gestellt hat, vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben. 

II. Die Änderung tritt am 1. Juni 2020 in Kraft.

Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des G-BA unter 
www.g-ba.de veröffentlicht. 

Berlin, den 28. Mai 2020 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

Prof. Hecken 
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